
 

1 

 

Anlage B  
zum Trinkwasser-Versorgungsvertrag  

des Gubener Wasser- und Abwasserzweckverbandes (GWAZ) 
 

Auf der Grundlage des § 4 der Wasserversorgungssatzung des Gubener 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes in der jeweils geltenden Fas-

sung, erlässt dieser folgende 
 

ergänzende Bedingungen zur AVB WasserV. 
 
 
 

1.   Zu § 2 AVB WasserV  
  Vertragsabschluss 
 

(1) Der Gubener Wasser- und Abwasserzweckverband - im folgenden GWAZ ge-
nannt - schließt den Versorgungsvertrag mit dem Eigentümer, oder diesem 
nach § 2 Absatz 2 der Wasserversorgungssatzung Gleichgestellten, des anzu-
schließenden Grundstückes ab. 
In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit sonstigen Nutzern abgeschlossen 
werden, wenn der Eigentümer oder ein ihm Gleichgestellter nicht zu ermitteln 
ist.  
 
Bei verpachteten und vermieteten Grundstücken kann der Versorgungsvertrag 
an Stelle des Eigentümers oder diesem nach § 2 Absatz 2 der Wasserversor-
gungssatzung Gleichgestellten auch mit dem Pächter oder Mieter abgeschlos-
sen werden. In diesem Fall ist der Eigentümer oder ein ihm Gleichgestellter ver-
pflichtet, Auskunft über die Person des Pächters oder Mieters sowie die schriftli-
che Zustimmung zum direkten Vertragsabschluss zwischen Letzteren und dem 
GWAZ zu erteilen. Bei Unstimmigkeiten zwischen dem Eigentümer bzw. ihm 
Gleichgestellten und dem Pächter oder Mieter, wer Vertragspartner des GWAZ 
werden soll, bleibt der Eigentümer bzw. der ihm Gleichgestellte Vertragspartner 
des GWAZ.  
 

(2) Tritt an die Stelle eines Hauseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungsei-
gentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.1951, so 
wird der Versorgungsvertrag mit der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 
abgeschlossen. 
Jeder Wohnungseigentümer haftet als Gesamtschuldner. Die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft verpflichtet sich, den Verwalter oder eine andere Person zu 
bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, die sich aus dem Versorgungsvertrag 
ergeben, mit Wirkung für und gegen alle Wohnungseigentümer mit dem GWAZ 
abzuschließen und personelle Änderungen, die die Haftung der Wohnungsei-
gentümer berühren, dem GWAZ unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter 
nicht benannt, so sind die an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklä-
rungen des GWAZ auch für die übrigen Eigentümer rechtswirksam. 



 

2 

 

Das gleiche gilt, wenn das Eigentum an dem versorgten Grundstück mehreren 
Personen gemeinschaftlich zusteht (Gesamteigentum und Miteigentum an 
Bruchteilen). 
Diese Bestimmungen gelten sinngemäß für andere Fälle gemeinschaftlicher 
Wasserentnahme. 
 

(3) Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er einen Zahlungsbevollmächtigten zu 
benennen. 
 

(4) Der Antrag für die Wasserversorgung muss auf einem besonderen Vordruck 
unter Angabe der bereitzustellenden Wassermenge erfolgen. Es muss ein La-
geplan M 1:500 bzw. M 1:1000, der eine eindeutige Zuordnung des anzuschlie-
ßenden Grundstücks zum Versorgungsgebiet ermöglicht, beigefügt werden. 
 

 
2.   Zu § 3 der AVB WasserV  

  Bedarfsdeckung 
 

(1) Der Bezug von Bauwasser, Löschwasser und Wasser zu ähnlichen Sonderzwe-
cken ist nicht Bestandteil des Versorgungsvertrages. Hierzu sind gesonderte 
schriftliche Verträge mit den Bedarfsträgern abzuschließen. Der GWAZ schließt 
nur dann solche Verträge ab, wenn die bereitzustellende Wassermenge keine 
Beeinträchtigung für die Versorgung anderer Kunden bedeutet. 
 

(2) Für die Vorhaltung von Zusatz- und Reservewassermengen und die dafür erfor-
derlichen Anlagen wird zusätzlich zum Entgelt für den Trinkwasserverbrauch 
ein monatliches Bereitstellungsentgelt berechnet. 
 

(3) Jeder Kunde kann eine zeitweilige Absperrung des Hausanschlusses bzw. Win-
terabsperrung beantragen, ohne damit den Versorgungsvertrag zu lösen. Dem 
GWAZ daraus entstehende Kosten trägt der Kunde. 
 

 
3.  Zu § 4 AVB WasserV 

 Art der Versorgung 
 

(1) Sind mehrere Versorgungsleitungen vorhanden, bleibt es dem GWAZ überlas-
sen, an welche Leitung der Anschlussnehmer angeschlossen wird. 
 

(2) Eine Versorgungspflicht besteht nicht, wenn der Anschluss oder die Versorgung 
dem GWAZ aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht zugemutet 
werden kann. 

(3) Der Anschluss kann ferner versagt werden, wenn das zu versorgende Grund-
stück nicht nach den bestehenden Vorschriften entwässert wird. Einem Antrag 
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kann ebenfalls nicht entsprochen werden, wenn die Abwässer die Wasserge-
winnung gefährden können (Schutzzone). 
 

(4) Der Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Änderung des Drucks oder 
der Beschaffenheit des Wassers nach Möglichkeit mindestens 2 Monate vor 
Umstellung ortsüblich bekanntgeben und die Belange der Anschlussnehmer 
möglichst berücksichtigen. Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre 
Anlagen auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupassen. 
 
 

4.   Zu § 5 AVB WasserV 
  Umfang der Versorgung 

 Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und für Ände-
rungen des Druckes oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere 
Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Um-
stände, die der Zweckverband nicht abwenden kann, oder auf Grund behördli-
cher Verfügungen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer kein An-
spruch auf Minderung des Wasserentgeltes zu. 
 
 

5. Zu § 9 AVB WasserV 
  Baukostenzuschüsse 

(1) Der GWAZ erhebt Baukostenzuschüsse. Der Erschließende zahlt dem GWAZ 
bei Anschluss seines Bauvorhabens an das Leitungsnetz des GWAZ einen Zu-
schuss zu den Kosten der örtlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). 
 

(2) Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die für die Erstellung 
oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen erforderlich sind. Die örtli-
chen Verteilungsanlagen sind die für die Erschließung des Versorgungsberei-
ches notwendigen Leitungen und Anlagen. 
 

(3) Die örtlichen Verteilungsanlagen sind z.B. die der Erschließung des Versor-
gungsbereiches dienenden Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behälter 
und Druckerhöhungsanlagen. 
 

(4) Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsgerechten Ausbau-
konzeption für die örtlichen Anlagen im Rahmen der behördlichen Planungsvor-
haben (z.B. Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Sanierungsplan). 
 

(5) Als angemessener Baukostenzuschuss zu den auf die Tarifkunden entfallenden 
Kosten für die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen gilt 
ein Anteil von 70 % dieser Kosten. Damit bemisst sich der vom Anschlussneh-
mer zu übernehmende Baukostenzuschuss (BKZ) wie folgt: 
BKZ (in €) = 0,7 x K x   PA  
                                   ∑PA 
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Darin bedeuten: 
K      =  Anschaffungs- und Herstellungskosten für die Erstellung 
             oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen; 
PA     =  der auf den einzelnen Hausanschluss entfallende Anteil  
             aufgrund der dort vorzuhaltenden Leistungen (zu erwarten 
             de gleichzeitig benötigte Leistungen in m³/d); 
∑ PA =  Summe aller PA für alle Hausanschlüsse, die gemäß der 
             zugrundeliegenden Ausbaukonzeption für die örtlichen 
             Wasseranlagen im Versorgungsbereich berücksichtigt 
             werden müssen. 
 

(6) Haushaltsbedarf 
Bei Haushaltsbedarf wird die vorzuhaltende Leistung von 0,4 m³/d je Wohnein-
heit nach folgendem Umlageschlüssel berechnet: 
bei 1 Wohneinheit       PA 1 = 1,0 
bei 2 Wohneinheiten   PA 2 = 1,4 
bei 3 Wohneinheiten   PA 3 = 1,7 
bei 4 Wohneinheiten   PA 4 = 2,0 
jede weitere Wohneinheit  PA 5 = PA 4 + 0,2   
 

(7) Gewerblicher, beruflicher und/oder sonstiger Bedarf  
Bei gewerblichem, beruflichem und/oder sonstigem Bedarf wird die vorzuhal-
tende Leistung in l/s angesetzt. 
Für kleinere Ladengeschäfte, kleine Werkstätten, Arztpraxen, Büros usw. deren 
Wasserversorgung über den Anschluss eines Wohngebäudes erfolgt, wird ent-
sprechend der Leistung der Bedarf auf Wohnungseinheiten umgerechnet. Die 
Höhe des weiteren Baukostenzuschusses bemisst sich nach dem Grundsatz 
gemäß Absatz (5) bzw. der Höhe des Anschlusswertzuwachses. 
 

(8) Ein weiterer Baukostenzuschuss wird dann verlangt, wenn der Anschlussneh-
mer seine Leistungsanforderungen so erhöht, dass die vorhandene Anschluss-
leitung durch eine größere ersetzt werden muss. Er ist entsprechend den vor-
stehenden Bestimmungen nach der Differenz des Anteils der vorzuhaltenden 
Wassermenge zu bemessen. 
 

(9) Aus einer Änderung der Gebäude- oder Grundstücksnutzung kann kein An-
spruch auf Rückzahlung des Baukostenzuschusses hergeleitet werden. 
 

(10) Erhöht sich die Anzahl der angeschlossenen Hausanschlüsse, so ist der Bau-
kostenzuschuss neu zu berechnen. Sich ergebende Überzahlungen sind auszu-
gleichen. Bagatell-Grenze für den Ausgleich sind 50,00 €. 
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6.  Zu § 10 AVB WasserV 
  Hausanschluss 
 

(1) Jedes Grundstück oder jedes Haus muss einen eigenen Anschluss an das Ver-
teilungsnetz haben. Als Grundstück gilt ohne Rücksicht auf die Grundbuchbe-
zeichnung jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet. 
 

(2) Befinden sich auf dem Grundstück mehrere zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen bestimmte Gebäude, so kann der GWAZ für jedes dieser Gebäude, 
insbesondere dann, wenn jedem eine eigene Hausnummer zugestellt wird,  
einen eigenen Hausanschluss verlangen. 
 

(3) Befindet sich das Ende des Hausanschlusses in einem Gebäude, so ist dafür 
ein geeigneter Raum durch den Grundstückseigentümer zu bestimmen (Haus-
anschlussraum). Dieser Raum muss in seiner Lage und Ausstattung den tech-
nisch bedingten Risiken Rechnung tragen. Verlangt der Grundstückseigentümer 
die Installation in einem Wohn- oder vergleichbar ausgestattetem Raum oder 
stattet er den Hausanschlussraum nachträglich höher aus, haftet der GWAZ 
nicht für Schäden an der Ausstattung. 
 

(4) Der GWAZ ist berechtigt, nach Einstellung des Wasserbezuges den Hausan-
schluss zu entfernen. Vor Abbruch eines Gebäudes, in dem sich ein Hausan-
schluss befindet, ist der Anschlussnehmer verpflichtet, rechtzeitig (mindestens 
4 Wochen) vor Beginn der Bauarbeiten die Entfernung des Anschlusses zu be-
antragen. Die Kosten für die Schließung des Hausanschlusses und Entfernung 
des Zählers trägt der GWAZ. 
 

(5) Der Anschlussnehmer zahlt dem GWAZ die Kosten für die Erstellung des Haus-
anschlusses, d.h. der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Kundenanlage, 
gerechnet von der Versorgungsleitung bis zu den Innenleitungen der Gebäude 
und Grundstücke des Anschlussnehmers. Hierfür kann der GWAZ durchschnitt-
liche Kosten berechnen, soweit nicht eine Regelung aus Pkt. 6 zu  
§ 11 der AVB Wasser V dieser Ergänzenden Bedingungen greift. Die Kosten für 
die Herstellung und Veränderung von Bauwasseranschlüssen und für An-
schlüsse, die sonstigen vorübergehenden Zwecken dienen, werden berechnet. 
 

(6) Angebot, Annahme und Fälligkeit 
Der GWAZ macht dem Antragsteller ein schriftliches Angebot auf Anschluss 
seines Erschließungsvorhabens an das Verteilungsnetz und teilt ihm darin die 
Kosten für die Hausanschlussleitung und bei Netzerweiterung den Baukosten-
zuschuss, errechnet und aufgegliedert, mit. Der Antragsteller bestätigt dem 
GWAZ schriftlich die Annahme des Angebotes, ansonsten gelten die Regelun-
gen der VOB. Das Angebot gilt als angenommen, wenn die geforderte Voraus-
zahlung geleistet ist. 
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Die Kosten werden mit der Fertigstellung des Hausanschlusses fällig. Bei Ob-
jekten über 1.000,00 € oder bei Abrechnung mehrerer Hausanschlüsse für ei-
nen Kunden, kann der GWAZ die Kosten entsprechend dem Baufortschritt der 
örtlichen Verteilungsanlagen verlangen. Ein evtl. gegebener Vorauszahlungsan-
spruch gemäß § 28 Absatz 3 AVB WasserV bleibt unberührt. 
 
 

7.   Zu § 11 AVB WasserV 
  Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 
Unverhältnismäßig lang im Sinne von § 11, Abs. 1, Ziffer 2 der AVB WasserV 

ist die Anschlussleitung dann, wenn sie auf dem Privatgrundstück eine Länge 
von 15 m überschreitet. 
 
 

8.   Zu § 12 AVB WasserV 
  Kundenanlage 
 

Unter die Bestimmung des § 12 AVB WasserV fällt auch die Ausdehnung der 
Wasserversorgung auf benachbarte Grundstücke oder auf Grundstücksteile 
und weitere Grundstücke des Anschlussnehmers selbst, die in den ursprüngli-
chen Versorgungsvertrag nicht einbezogen waren.  
Schäden innerhalb der Anlage des Anschlussnehmers müssen ohne Verzug 
beseitigt werden. Wenn durch solche Schäden oder aus einem anderen Grund 
Wasser ungenutzt abläuft, hat der Anschlussnehmer den vollen Wasserpreis für 
die durch den Zähler angezeigten Wassermengen zu bezahlen. 
Der Anschluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf 
Gefahr des Anschlussnehmers; dieser haftet auch für jeden Schaden, der dem 
GWAZ oder Dritten entsteht. 
 
 

9.   Zu § 13 AVB WasserV 
  Inbetriebsetzung der Kundenanlage 
 

Die erstmalige Inbetriebsetzung sowie die Wiederinbetriebsetzung einer Kun-
denanlage nach einer Einstellung der Versorgung erfolgt durch den GWAZ mit 
Setzen eines Wasserzählers. Für den Aufwand erhebt der GWAZ eine Gebühr 
gemäß Punkt 6 der Verwaltungsgebührensatzung. 
Die Inbetriebsetzung einer Anlage ist beim GWAZ über den ausführenden In-
stallateur auf einem gesonderten Vordruck zu beantragen. Dieser Vordruck ist 
für jede Erweiterung und Änderung der Anlage sowie für die Verwendung zu-
sätzlicher Verbrauchseinrichtungen ebenfalls zu benutzen. 
Die Inbetriebsetzung der Kundenanlage kann von der vollständigen Bezahlung 
des Baukostenzuschusses und dem Nachweis der ordnungsgemäßen Abwas-
serentsorgung abhängig gemacht werden. 
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10.   Zu § 14 der AVB WasserV 
  Überprüfung der Kundenanlage 
 

(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind verpflichtet, alle für die Prü-
fung des Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie ha-
ben die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme 
dem Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung 
wesentlich erhöht. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften dem Zweckverband für 
von ihnen verschuldete Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten zurück-
zuführen sind. 
 
 

11.   Zu §§ 8, 11, 18 und 19 AVB WasserV  
  Grundstücksbenutzung, Messeinrichtung an der Grundstücksgrenze,  
  Messung, Nachprüfung von Messeinrichtungen 
 
Soweit der Anschlussnehmer bzw. der Kunde Kosten für die Verlegung von Ein-
richtungen der Wasserversorgung nach § 8 (3), § 11 (3) und § 18 (3) und für die 
Nachprüfung von Messeinrichtungen nach § 19 (2) zu tragen hat, sind diese 
nach dem tatsächlichen Aufwand, jedoch mindestens die Kosten für zwei Mon-
teurstunden zu erstatten. 
 
 

12. Zu § 16 AVB WasserV 
  Zutrittsrecht 
 
Der Anschlussnehmer haftet ohne Rücksicht auf Verschulden für die Sicherheit und 
Gefahrlosigkeit des Zuganges zu den technischen Einrichtungen. 
 
 

13.   Zu § 22 der AVB WasserV 
  Verwendung des Wassers 
 

(1) Das Wasser aus dem öffentlichen Trinkwassernetz kann für andere den Belan-
gen Dritter dienende Zwecke verwendet werden (z.B. Bauwasser oder Lösch-
wasser). Dies bedarf besonderer Vereinbarungen unter Zugrundelegung der 
einschlägigen technischen Regeln mit dem GWAZ. 
 

(2) Die Entnahme von Wasser für Sonderzwecke kann nur erfolgen, wenn dadurch 
eine Beeinträchtigung oder Rückwirkung auf die Versorgung anderer Kunden in 
Menge, Druck oder Qualität ausgeschlossen wird. 
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(3) Der Mieter von Standrohren und Oberflurhydrantenarmaturen haftet für Beschä-
digungen aller Art, sowohl für Schäden am Mietgegenstand als auch für Schä-
den, die durch den Gebrauch des Standrohres bzw. der Oberflurhydrantenar-
matur an öffentlichen Hydranten und Leitungseinrichtungen entstehen. Dazu 
zählen auch Schäden für den Verband und dritte Personen, die durch Verunrei-
nigung des Trinkwassers entstehen. 
 

(4) Der Mieter darf die Mietgegenstände nur für den beantragten Zweck und unter 
Beachtung der Bedienungsanleitung verwenden. Bei Verlust der Mietgegen-
stände hat der Mieter vollen Ersatz zu leisten. Die zu zahlende Wassermenge 
wird durch den Verband festgelegt. Der Verband verlangt für die Vermietung 
eine Sicherheit. Die Sicherheit wird nicht verzinst. 
 

(5) Die Weitergabe der Mietgegenstände an Dritte ist nicht gestattet. Geschieht 
dies dennoch, ist der Verband berechtigt, den Mietgegenstand sofort einzuzie-
hen. 
 
 

14.   Zu § 24 AVB WasserV 

  Abrechnung 
 
Der Wasserverbrauch wird in der Regel einmal im Jahr abgelesen und abgerech-
net. Die Rechnungslegung für den Wasserverbrauch erfolgt jährlich oder in ande-
ren Zeitabschnitten. Gesetzliche Steuern bzw. Abgaben werden mit abgerechnet. 
 
 

15.   § 27 AVB WasserV 
  Zahlung, Verzug 
 

(1) Die Entgelte für die Wasserversorgung werden bezüglich der Verbrauchsab-
rechnungen einen Monat nach Bekanntgabe der Rechnungen fällig. 
 
Die festgesetzten Abschlagszahlungen werden jeweils zum 15. der Monate   
März, April, Mai, Juni, Juli, August, September, Oktober, November und De-
zember fällig. 
 
Bei Überschreitung des Fälligkeitstages tritt Verzug ein. 

 
(2) Die Kosten aus Zahlungsverzug und aus einer erforderlich werdenden Einstel-

lung der Versorgung sind mit folgenden Pauschalen zu bezahlen: 
1. Mahnung   3,00 € 
2. Androhung der Versorgungseinstellung 10,00 € 
 

(3) Bei Zahlungsverzug berechnet der GWAZ ab Fälligkeit Verzugszinsen gemäß 
BGB. 
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16.   Zu § 30 der AVB WasserV 

  Zahlungsverweigerung 
 
Sonstige Einwendungen gegen Abrechnungen sind innerhalb eines Monats nach 
Zustellung der Rechnung zu erheben; ausgenommen sind Anzeigen wegen of-
fensichtlicher Fehler. Spätere Einwendungen können nicht mehr berücksichtigt 
werden. Die Verpflichtung zur Zahlung geforderter Entgelte bleibt unberührt. 
 
 

17.  Zu § 33 AVB WasserV 
  Einstellung der Versorgung, fristlose Kündigung 
 
Für erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage gilt Ziffer 9, Abs. 1. 
 
 

18.  Sonstige Bestimmungen 
 
Für die Inbetriebsetzung und Außerbetriebsetzung von Bauwasseranschlüssen 
und Abnehmeranlagen bei Sonderveranstaltungen (z.B. Ausstellungen, Messe, 
Zirkus, Zelte) werden die Selbstkosten des GWAZ erhoben. 
 
Für die Benutzung von Standrohren für Hydranten ist im Übrigen ein besonderer 
Vertrag (Mietvertrag) abzuschließen. 
 
Der GWAZ kann diese ergänzenden Bedingungen, die Preisbestimmungen und 
die technischen Bestimmungen ändern und ergänzen. 
Sie werden Vertragsinhalt, sofern der Anschlussnehmer bzw. Kunde das Ver-
tragsverhältnis nicht mit einer Frist von einem Monat auf das Ende eines Kalen-
dermonats schriftlich kündigt. 
 
 

19.   Zu § 37 AVB WasserV 
  Inkrafttreten 
 
Die „Ergänzenden Bedingungen“ treten mit Vertragsabschluss in Kraft. 


